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Seit Montag ist die zweite 
Auflage der rot-grünen 

Koalition in Wien ein Jahr 
im Amt. Pläne, den 

Krankenanstaltenverbund 
auszulagern, sieht der 

Grüne Joachim Kovacs 
im Standard-Chat 
äußerst skeptisch.

sich Kovacs am Montag eher ab-
lehnend. „Wir stehen Ausgliede-
rungen immer äußerst kritisch 
gegenüber“, sagte er.  

Doch auch SPÖ-intern dürften 
noch nicht alle auf Schiene sein. 
Gegenwind kommt aus der Ge-
werkschaft. Die Kronen Zeitung 
berichtete am Montag dennoch 
von einem für kommenden Mon-
tag anberaumten Vorstand, bei 
dem die Ausgliederung beschlos-
sen werde. Außerdem wurde in 
dem Bericht über eine Regierungs-

Ausgliederung des KAV beschäftigt Rot-Grün

David Krutzler 
Rosa Winkler-Hermaden 

Wien – Ein harmonisches Mit -
einander signalisierten Sybille 
Straubinger, Landesparteisekretä-
rin der Wiener SPÖ, und Joachim 
Kovacs, Landessprecher der Wie-
ner Grünen, als sie am Montag, 
dem Tag des Ein-Jahr-Jubiläums 
der zweiten rot-grünen Koalition 
in der Bundeshauptstadt, zu Gast 
im  STANDARD-Chat waren. Man 
arbeite „konstruktiv, freund-
schaftlich und aktiv“ miteinander, 
sagte Straubinger. Kovacs ergänz-
te den Zustand des Koalitionskli-
mas um die Adjektive „zukunfts-
orientiert“ und „nachhaltig“.  

Hinter den Kulissen rumort es 
 allerdings. Am Montag kochte das 
Thema Krankenanstaltenverbund 
(KAV) neuerlich hoch. Die SPÖ 
strebt, wie berichtet, eine Umwand-
lung in ein eigenständiges Unter-
nehmen mit Personal- und Budget-
hoheit an. Auch Bürgermeister 
 Michael Häupl (SPÖ) hatte seine 
Unterstützung dafür geäußert.  

Die Idee entstand offenbar im 
Zuge des Nachdenkprozesses 
rund um die städtische Verwal-
tungsreform. Dabei wurden alle 
Mitarbeiter der Stadt Wien gebe-
ten, Vorschläge abzugeben, durch 

welche Maßnahmen Einsparun-
gen erzielt werden können. 

Das Pikante an der Sache: 
Schon bei der Präsentation der 
Vorschläge für die Verwaltungsre-
form am 18. Oktober soll das Vor-
haben aufgelistet gewesen sein. 
Nur: Die Grünen legten ihr Veto 
ein, damit schon an die Öffent-
lichkeit zu gehen. Ihnen sei der 
Prozess zu schnell gegangen, be-
richten Rathaus-Insider. Sie woll-
ten das Thema noch parteiintern 
diskutieren. Auch im Chat gab 

umbildung spekuliert, bei der Ge-
sundheitsstadträtin Sonja Wehse-
ly (SPÖ) abberufen und – nach 
einer Ausschreibung – als neue 
Chefin des dann ausgegliederten 
Spitalbetreibers installiert werde. 

Der jetzige KAV-Generaldirek-
tor Udo Janßen müsste demzufol-
ge, quasi als Bauernopfer, nach di-
versen Turbulenzen rund um die 
Arbeitszeiten der Ärzte und der 
Kritik am Krankenhaus Nord, das 
Feld räumen. Dazu Straubinger im 
Chat: „Ich höre das Gerücht zum 

ersten Mal.“ Funktionen sollen 
ihrer Meinung nach nicht auf-
grund von Parteizugehörigkeit 
vergeben werden, sondern auf-
grund von Qualifikation. „Kompe-
tenz schließt Parteizugehörigkeit 
übrigens nicht aus“, so die Lan-
desparteisekretärin, die auch zum 
Richtungsstreit zwischen rechtem 
und linkem Lager innerhalb der 
SPÖ bloß sagte: „Wir sind eine 
breite Partei, und wir diskutieren 
gern.“ 

U-Ausschuss: VP, FP uneins 
Die Wiener ÖVP mit Landeschef 

Gernot Blümel nahm die Diskus-
sion über die Ausgliederung des 
KAV am Montag zum Anlass, 
einen sofortigen Untersuchungs-
ausschuss zum Thema KAV sowie 
den Kostensteigerungen beim Pro-
jekt Krankenhaus Nord anzure-
gen. Nur: Die zur Kleinpartei ge-
schrumpfte Fraktion braucht für 
dieses Vorhaben die Unterstüt-
zung der FPÖ. Die Freiheitlichen 
können mit ihren 34 Mandataren 
seit der Wien-Wahl 2015 im Al-
leingang einen U-Ausschuss oder 
eine U-Kommission beantragen. 
Diesen müssen mindestens 30 
Mandatare unterschreiben. 

Die FPÖ selbst will aber nichts 
überstürzen und sprach von 
einem „letzten, verzweifelten Auf-
bäumen Blümels“. Die Blauen 
wollen einen Rechnungshofbe-
richt zum KAV abwarten. Zudem 
teilt die FPÖ die Rechtsansicht der 
ÖVP nicht: Die Schwarzen be-
fürchten, dass der KAV bei einer 
schnellen Ausgliederung nicht 
mehr durch eine U-Kommission 
prüfbar sei. Laut FPÖ sei das noch 
acht Jahre lang möglich. 
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Joachim Kovacs (Grüne) und Sybille Straubinger (SPÖ) beantworteten Fragen der Userinnen und User. 
Vor einem Jahr wurde die Neuauflage der rot-grünen Koalition in Wien unterzeichnet.  
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Steiermark krempelt Spitalslandschaft total um 
 

Gesundheitszentren sollen Krankenhäuser entlasten – Einige Spitäler werden gesperrt

Walter Müller 

Graz – Nach der Gemeindestruk-
turreform mit all den – zum Teil 
hart diskutierten – Gemeindezu-
sammenlegungen wagt sich die 
steirische ÖVP-SPÖ-Regierungs-
koalition nun über den nächsten 
großen Reformbrocken: das Spi-
tals- und Gesundheitswesen.  

In den kommenden Jahren will 
die Landesregierung das System 
der Gesundheitsversorgung im 
Bundesland komplett umkrem-
peln. Statt 15 wird es nur noch 
neun Spitäler in den Bezirken ge-
ben. In den Regionen werden die 
verbliebenen Krankenhäuser zu 
„Leitspitälern“ mit speziellen 
Ausrichtungen umgestaltet. Die 

nicht mehr benötigten Spitäler 
sollen nachgenutzt und in die 
neue Gesundheitsstruktur des 
Bundeslandes integriert werden.  

Um die Spitäler zu entlasten, 
werden für die Primärversorgung 
Gesundheitszentren vorgeschal-
tet sowie ambulante Facharztzen -
tren aufgebaut. Für den medizini-
schen Erstkontakt wird zusätzlich 
landesweit ein „Gesundheitstele-
fon“ rund um die Uhr besetzt sein. 
In den einzelnen Gemeinden sol-
len „Gemeindeschwestern“ enga-
giert werden.  

Die am Montag in der Grazer 
Messe präsentierte Reform soll in 
den nächsten Wochen in Regio-
nalkonferenzen debattiert und im 
Frühjahr 2017 beschlossen wer-

den. Da im Zuge der Reform un-
weigerlich auch Schließungen 
von Spitälern auf der Agenda ste-
hen, will Gesundheitslandesrat 
Christopher Drexler (ÖVP) einige 
Energie in die Kommunikation 
stecken. „Es ist entscheidend, 
dass die Menschen den Spitals -
plan mittragen und auch mitge-
stalten. Wir werden ausreichend 
kommunizieren und auch ausrei-
chend Zeit geben, damit sich die 
Bevölkerung einbringen kann.“ 

Welche Spitäler letztlich ge-
sperrt werden, werde noch er-
arbeitet. „Vieles wird noch im Ge-
hen entstehen“, sagte Drexler.  

Über den Hintergrund der an-
stehenden Reform bemerkte kürz-
lich der Vorstand der Krankenan-
staltengesellschaft Kages, Karl-
Heinz Tschelliessnigg: „Wir ha-
ben praktisch alle 30 Kilometer 
ein Spital in der Steiermark, damit 
die größte Spitalsdichte in Euro-
pa. Wir haben auch die größte Ärz-
tedichte in Europa. All das ist mit 
der Entwicklung der Medizin, mit 
der Spezialisierung aber auch mit 
der Ärzteausbildung und mit dem 
Arbeitszeitengesetz in Zukunft 
nicht mehr vereinbar.“ 

Die Opposition im Landtag 
bleibt aber kritisch. Die KPÖ mut-
maßt, dass die Einsparungen am 
Spitalssektor nun als „Reform“ 
verkauft würden. FPÖ und Grüne 
bleiben ebenso auf Distanz. Die 
Grünen wollen eher das Hausarzt-
system verbessern und ausbauen. 

Es wird in der Steiermark landesweit das Notarztsystem ausgebaut, 
eigene Gesundheitszentren sollen die Spitäler entlasten.
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Ideenlose Stadtplanung 
 

Architekten: Projekt Seestadt zerstört Bregenz

Bregenz – Mit der Seestadt sollte in 
Bregenz ein neues Kapitel in der 
Stadtentwicklung aufgeschlagen 
werden. Der Bau des neuen Han-
dels-, Büro- und Wohnquartiers 
wird aber immer wieder hinausge-
schoben. 

Seit Stadt und landeseigene Ge-
sellschaften das Areal 2008 an den 
Projektbetreiber Prisma verkauft 
haben, änderten sich die Besitz-
verhältnisse durch den Einstieg 
der SES Spar European Shopping 
Centers GmbH und damit auch 
Nutzungs- und Gestaltungspläne. 
Aus dem ursprünglich geplanten 
Bildungs- und Kreativcampus 
wurde ein Shoppingcenter. 

Nun spricht sich eine unabhän-
gige Initiative aus Architekten 
und Kulturschaffenden in einer 
Presseaussendung für einen Neu-
start aus. Denn der Entwicklung 
der Stadt würde durch eine Reali-
sierung inhaltlich, architekto-
nisch und städtebaulich irrever-
sibler Schaden zugefügt.  

Das Objekt riegle die Innenstadt 
vom See ab. Die 230 Meter lange 
seeseitige Hinteransicht werde 
„bewusst für immer unattraktiv 
und ohne Aufenthaltsmöglich-
keit“ gestaltet. Ohne Geh- und 
Radweg mache man aus der Lan-
desstraße eine Stadtautobahn. Die 
gestalterische Idee fehle vollkom-
men: „So entsteht Banalität statt 
Qualität, Beliebigkeit statt Rele-
vanz, Rückschritt statt Aufbruch.“ 
Für Stadtbaumeister Bernhard 

Fink kommt die Kritik viel zu spät. 
„Bebauungspläne und Planaufla-
geverfahren sind rechtsgültig.“  

Würde die Behörde nun einen 
Neustart fordern, „werden uns 
Rechtsanwälte schreiben, was das 
kostet“. Andreas Cukrowicz, Spre-
cher der Initiative, entgegnet: „Der 
Zeitpunkt ist richtig, weil wir jetzt 
erst Gewissheit über die Pläne ha-
ben.“ Prisma-Vorstand Bernhard 
Ölz verweist auf den Gestaltungs-
beirat der Stadt, man habe das Pro-
jekt mehrfach überarbeitet. Zu-
ständig für Stadtplanung ist Vize-
bürgermeisterin Sandra Schoch 
(Grüne). Sie wundert sich über die 
Kritik und meint: „Ein Neustart 
kann nur im Einvernehmen mit 
den Eigentümern erfolgen.“ (jub)

Architekten fordern ideenreiche 
Überbauung des Seestadtareals.
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